
126 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates (VI.G.P.). 

12. 4. t 950. 

Regierungsvorlage. 

Bericht an den Nationalrat über das auf der 
31. Tagung der Internationalen Arbeits­
konferenz angenommene Übereinkommen 
(Nr. 87) über die Vereinigungsfreiheit und 

den Schutz des Vereinigungs rechtes. 

A. Vorbemerkungen. 

Die Bundesregierung hat in der Regierungs­
vorlage, betreffend den Bericht über die auf 
der 31. Tagung der Internationalen Arbeits­
konferenz angenommenen übereinkommen 
Nr. 87, 88 und 90, die Urkunde über die Ab­
änderung des Anhanges zum übereinkommen 
über die Arbeitsnormen (außerhalb des Mutter­
landes gelegene Gebiete), 1947 sowie die Emp­
fehlung Nr. 83 (Nr. 97 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des Nationalrates 
[VI. G. P.]), zu dem übereinkommen (Nr. 87) 
über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz 
des Vereinigungsrechtes mitgeteilt, sie sei der 
Meinung, daß dieses übereinkommen ratifiziert 
werden sollte, da die darin aufgestellten Grund~ 
sätze durchaus zu billigen seien. Jedoch sei 
zunädlst noch die Frage zu klären, ob die gegen­
wärtige Rechtslage in österreich eine solche 
Ratifikation ohne weiteres zuläßt oder ob hie.: 
für erst die gesetzlichen Voraussetzungen ge­
sdlaffen werden müssen. Weiters hat die 
Bundesregierung in diesem Bericht zum Aus­
druck gebracht, sie werde dem Nationalrat hier­
über erneut berichten, wenn die Voraussetzun­
gen für eine Ratifikation des übereinkommens 
gegeben sind. Inzwischen wurde diese Frage 
dahingehend klargestellt, daß die geltende 
Rechtslage in österreich eine Ratifikation des 
in Rede stehenden übereinkommens zuläßt, 
ohne daß es einer Abänderung der einschlägigen 
Rechtsvorschriften bedarf. 

B. Das übereinkommen. 

Das übereinkommen (Nr. 87) über die Ver­
einigungsfreiheit und den Schutz des Vereini­
gungsrechtes, dessen englischer und französischer 
Originaltext samt einem vom Internationalen 
Arbeitsamt im Einvernehmen mit der schweize­
rismen und der österreichischen Regierung her-

gestellten deutschen übersetzungstext in der An­
lage beigeschlossen ist, räumt den Arbeitneh­
mern und den Arbeitgebern unterschiedslos das 
Recht ein, ohne vorherige Genehmigung Or~ 
ganisationen nach eigener Wahl zu bilden und 
solchen beizutreten, soferne sie deren Satzungen 
einhalten. Als "Organisation" im Sinne des 
übereinkommens gilt jede Organisation von 
Arbeitnehmern ~nd von Arbeitgebern, die die 
Förderung und den Schutz. der Interessen der 
Arbeitnehmer und der Arbeitgeber zum Ziele 
hat. Diese Organisationen dürfen sich selbst 
Satzungen und Geschäftsordnungen geben, ihre 
Vertreter frei wählen, ihre Geschäftsführung 
und Tätigkeit regeln sowie ihr Programm auf­
stellen. Die Behörden haben siro aller Eingriffe 
zu enthalten, die dieses Recht einschränken oder 
seine Ausübung behindern könnten. Die Arbeit­
nehmer- und die Arbeitgeberorganisationen 
dürfen im Verwaltungswege weder aufgelöst 
noch zeitweise eingestellt werden. Solchen Or­
ganisationen kommt das Recht zu, Verbände 
und Zentralverbände zu bilden oder sich solchen 
anzuschließen, wobei die Verbände und Zentral­
verbände den gleichen Rechtsschutz genießen, 
wie er den Organisationen zukommt. Ferner 
sind die Organisationen, Verbände und Zentral­
verbände beredltigt, sich internationalen 
Organisationen der Arbeitnehmer beziehungs­
weise der Arbeitgeber anzuschließen. Der Erwerb 
der Redmpersöntimkeit durm die Organisatio­
nen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber so­
wie ihrer Verbände und Zentralverbände darf 
nicht von solchen Bedingungen abhängig ge­
macht werden, die den durch das übereinkom­
men gewährten Schutz beeinträchtigen. Die 
Organisationen haben sich ihrerseits bei der 
Ausübung der ihnen zuerkannten Rechte an die' 
Gesetze zu halten. Die Gesetzgebung und ihre 
Durchführung dürfen jedoch die durch das über­
einkommen garantierten Rechte nicht schmälern. 
Inwieweit die durch das übereinkommen garan­
tierten Rechte auf das Heer und die· Polizei 
Anwendung finden, kann die nationale Gesetz­
gebung vorschreiben, .. wobei jedodl bestehende 
Rechte nicht verkürzt werden dürfen. Jedes 
Mitglied der Internationalen - Arbeitsorganisa-
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tion, das dieses übereinkommen ratifiziert, ist I durdl österreidl kommt demnadl auch keine 
verpflimtet, alle erforderlimen' und geeigneten gesetzes ändernde Wirkung auf die bestehende 
Maßilahmenzu ergreifen, um den Atbeitneh-österreimisme Remtsordnung zu. Dieser Redlts­
mern und den Arbeitgebern freie Ausübung des auffassung hat audl das Internationale Arbeits­
Vereinigungsremtes zu gewährleisten. amt in Genf in einem vom Bundesministerium 

Die bestehende Rechtslage in Osterreich trägt für soziale Verwaltung eingeholten Gutamten 
nam Auffassung der beteiligten Zentralstellen beigepflimtet und zum Ausdruck gebracht, daß 
sowie der Interessenvertretungen der Arbeit- es in der bestehenden österreichismen Rechts­
nehmer und der Arbeitgeber den Forderungen ordnung kein Hindernis für die Ratifikation des 
des vorliegenden .übereinkommens RechnUng., vorliegenden übereinkommens durch österreich 
Dies kann auch, wenn man die bezüglichen erblickt. Die gesetzlichen Interessenvertretungen 
österreimischen Bestimmungen in ihrer Gesamt- der Dienstgeber und der Dienstnehmer haben 
heit betrachtet, hinsichtlich des Artikels 4 des sich eindeutig für die Ratifikation des überein­
übereinkommens angenommen werden, der be- kommens ausgesprochen. 
stimmt, daß die Or~anisatio~en der Arbeit- I Angesichts der vorstehend dargelegten Remts­
nehmer und der Arbeitgeber Im Verwaltungs- lage hat die Bundesregierung in der Sitzung 
wege wed:r aufgelöst nom zeitweilig eingestellt des Ministerrates vom 5. April 1950 den Be­
werden durfen. Denn wenn auch nach den gel- smluß gefaßt dem Herrn Bundespräsidenten 
tenden Vorsmriften des österreimischen Vereins- die vorbehaltiose Ratifikation des übertinkom­
r~mtes . Berufs.ver~inig~ngen ~on der. zustän- mens (Nr. 87) über die Vereinigungsfreiheit und 
dlgen SI0~rhel~sdlre~~lOn bezlehun~swelse .vom den SdlUtz des Vereinigungsrechtes vor­
Bun~eSmlll1stenum. fur Inneres bel .. Vorhegen zuschlagen und hiezu gemäß Artikel 50 der 
b~st1mmter Voraussetzungen au~g~lost werden Bundesverfassung 1929 die Genehmigung des 
konnen, so steht den Berufsverelll1gungen .doch Nationalrates einzuholen. 
das Besmwerderemt an den Verfassungsgerlmts-
hof gemäß Artikel 144 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung, vom Jahre 1929 zu, 
so daß letzten Endes ein Gerimt, und zwar ein 
höchster österreimisdler Gerimtshof des öffent­
limen Remtes, die Entscheidung über die Zu­
lässigkeit der Auflösung einer Berufsvereinigung 
trifft. Einer Ratifikation des übereinkommens 

Die Bundesregierung stellt daher den Antrag: 
Der Nationalrat wolle den vorstehenden Be­

ridn zur Kenntnis nehmen und dem überein~ 
kommen (Nr. 87) über die Vereinigungsfreiheit 
und den Sdlutz des Vereinigungsremtes die ver­
fassungsmäßige Genehmigung erteilen. 
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Convention (No. 87) con­
cerning Freedom of Associa­
tiOl} and Proteetion of the 

Right to Organise. 
. The General Conference of 

the International Labour Or­
ganisation, 

Having been convened at San 
Francisco by the Govern-. 
ing Body of the Inter­
national Labour Office, 
and having met in its 
Thirty-first Session on 
17 June 1948; 

Having decided to adopt, in 
the fOr1!l of a Convention, 
certain proposals con­
cerning freedorn of asso-. 
ciation and protection of 
the right to organise, 
wh ich is the seventh item 
on the agenda of the 
session; 

Considering that the Pre­
amble to the Constitution 
of the International Labour 
Organisation dec1ares "re­
cognition of the ·principle 
of freedom· of asso­
ciation" to be a means of 
improving conditions of 
labour and of est~blishing 
peace; 

Considering that the Declara­
tion of Philadelphia re­
affirms that "freedom of 
expression and of associa­
tion are essential to 
sllstained progress"; 

Considering that the Inter­
national Labour Con­
ference, at its Thirtieth 
Session, unanimously adop­
ted the principles which 

Convent.ion (No. 87) con­
cernant Ia liberte syndicale et 
Ia protection du droit syndical. 

La Conference generale de 
l'Organisation internationale du 
Travail, 

Convoquee a San-Francisco 
par le Conseil d'admini­
stration du Bureau inter­
national du Travail, et s'y 
etant reunie le 17 juin 
1948, en sa trente et 
unieme session, 

Apres avoir decide d'adopter 
sous forme d'une conven­
tion diverses propositions 
relatives a la liberte syndi­
cale et la protection du 
droit syndical, question 
qui constitue le septieme 
point a l'ordre du jour de 
la session, 

Considerant que le Pream­
bule de 1a Constitution de 
l'Organisation internatio­
nale . du Travail enohce, 
parmi les moyens suscep­
tibles d'ameliorer la con­
dition des travailleurs et 
d'assurer la paix, "l'affir­
mation du principe de la 
liberte syndicale"; 

Considerant que la Dec1a­
ration de Philadelphie a 
proc1ame de nouveau que 
"la liberte d'expression et 
d'association est une con­
dition indispensable d'un 
progres soutenu"; 

Considerant que la Con­
ference internationale du 
Travail, a sa trentieme 
session, a adopte a l'unani­
mite les principes qui 

3 

(Übersetzung) 
Übereinkommen (N r. 87) über 
die Vereinigungsfreiheit und 
den Schutz des Vereinigungs-

rechtes . 
Die Allgemeine Konferenz der 

Internationalen Arbeitsorgani­
sation, 

die vom Verwaltungsrate des 
Internationalen Arbeits­
amtes nach San Francisco 
einberufen wurde und am 
17. Juni 1948 zu ihr~r 
einunddreißigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene 
Anträge, betreffend die 
Vereinigungsfreiheit und 
den Schutz des Vereini­
gungsrechtes, eine Frage, 
die den siebenten Gegen­
stand ihrer Tagesordnung 
bildet, in der Form eines 
übereinkommens anzu­
nehmen. 

Davon ausgehend, daß die 
Präambel zur Verfassung 
der Internationalen Ar­
beitsorganisation die "An­
erkennung des Grundsatzes 
der Vereinigungsfreiheit" 
unter den Mitteln aufzählt, 
die geeignet sind, die Lage 
der Arbeitnehmer zu ver­
bessern und den Frieden zu 
sichern, 

daß die Erklärung von Phila­
delphia erneut bekräftigt 
hat: "die Freiheit der 
Meinungsäußerung und die 
Vereinigungsfreiheit sind 
unerläßliche Voraussetzun-

. gen eines anhaltenden Fort­
schrittes", 

daß die internationale Ar­
beitskonferenz auf ihrer 
dreißigsten Tagung ein­
stimmig die Grundsätze 
angenommen hat, welche 
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: should form the basis for 
international regulation; 

r 

Consid~ring that the General 
Assembly ofthe United 
Nati6ns, at its Second 
-5essiJn, endorsed these 
princ~iples and requested 
the International Labour 
Orga~isation to continue 
ever~ effort in order that 
it may be possible to adopt 
one ! or several inter­
natidnal Conventions; 

I 
I 

adopts tHis ninth day of July 
of the y~ar one thousand nine 
hundred

o 
1 and forty-eight the 

following Convention, which 
may be cited as the Freedom 
of Assodation and Protection 
of the. R-tght to Organise Con­
vention, 11948: 

1 

I Part I. 
Freedöm of Association 

I Article 1 

Each ifember of the Inter­
national! Labour Organisation 
for wh ich this Convention is 
in force: undertakes to give 
elfect to' the following pro-
•• I 

VlSlon •. 1 

I 

Article 2 

W ork~rs and employers, 
. h 1.1.·· h Wlt outf.llstmctlOn w atsoever, 

shall ha~e the right to establish 
and, subject only to the rules 
of: the organisation concerned, 
to join ilorganisations of their 
own choosing without previous 
authoridtion. 

·1 Article 3 

1. Wqrkers' and employers' 
organisaiions shall have the 
right toi draw up their con­
stitutions and rules, to elect 
their representatives in full 
freedom! to organise their 
adminisd·ation and act1vltles 
and to 1 formulate their pro~ 

I 
grammes

l
• 

2. The public authorities 
shalL refrain from any inter­
ference· iwhich would restrict 

I 

doivent hre a la base de la 
reglementation internatio­
nale; 

Considerant que l' Assemblee 
generale des Nations Unies, 
a sa deuxieme session, a 
fait siens ces principes et a 
invite l'Organisation inter­
nationale du Travail a 
poursuivre tüus ses efforts 
afin qu'il soit possible 
d'adopter une ou plusieurs 
conventions 
ilales; 

internatio-

adopte, ce neuvieme jour de 
juillet mil neuf cent quarante­
huit, la convention ci-apres, qui 
sera denommee Convention sur 
la liberte syndicale et la pro­
tection du droit syndical, 1948. 

Partie I. 
Liberte syndicale 

Article 1 

Tout Membre de l'Organi­
sation internationale du Tra­
vail pour lequel la presente 
convention est en vigueur 
s'engage a donner effet aux 
dispositions suivantes. 

Article 2 

.. Les tra vailleurs et les em­
ployeurs, sans distinction d'au­
cune sorte, ont le droit, sans 
autorisation prealablei de con­
stituer des organisations de leur 
choix, ainsi que celui de s'affilier 
a ces organisations, a la seule 
condition de se conformer aux 
statuts de ces dernieres. 

Article 3 

1. [es organisations de tra­
vailleurs et d'employeurs ont 
le droit d'eIaborer leurs statuts 
et reglements administratifs, 
d'elire librement leurs represen­
tants, d'organiser leur gestion 
et leur activite, et de formuler 
leur programme d'action. 

2. Les autorites publiques 
doivent s'abstenir deo toute 
intervention de .nature a.limiter 

die Grundlage der interna­
tionalen Regelung bilden 
sollen, 

daß die allgemeine Versamm­
lung der Vereinigten Na­
tionen sich auf ihrer zwei­
tenTagung diese Grund­
sätze zu eigen gemacht Ul1d 
die Internationale Arbeits­
organisation ersucht hat, 
weiterhin alles zu tun, um 
die Annahme eines oder 
mehrerer internationaler 
übereinkommen zu· er~ 

möglichen, 

nimmt die Konferenz heute, 
am 9. Juli 1948, das folgende 
übereinkommen an, das als 
übereinkommen über die Ver­
einigungsfreiheit und den 
Schutz des Vereinigungsrechtes, 
1948, bezeichnet wird. 

Teil L 
Vereinigungsfreiheit, 

Artikel 1 

Jedes Mitglied "der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation, 
für das dieses übereinkommen 
in Kraft ist, verpflichtet sich, 
die folgenden Bestimmungen 
zur Anwendung zu bringen. 

Artikel 2 

Die Arbeitnehmer und die 
Arbeitgeber ohne· jeden Unter­
schied haben das Recht, ohne 
vorherige Genehmigung Orga­
nisationen nach eigener Wahl 
zu bilden und. solchen Organi­
sationen beizutreten, wobei 
lediglich die Bedingung.gilt, daß 
sie deren Satzungen einhalten. 

Artikel 3 

1. Die Organisation der Ar­
beitnehmer und der Arbeit­
geber haben das Recht, sich 
Satzungen und Geschäftsord­
nungen zu geben, ihre Ver­
treter frei zu wählen, ihre Ge­
schäftsführung und Tätigkeit 
zu regeln und ihr Programm 
aufzustellen. 

2. Die Behörden haben sich 
jedes Eingriffes zu: enthalten, 
der· geeignet· wäre; dieses Rech t 
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this right :or impede the lawful ce droit ou a enentraver l'exer- zu beschränken oder dessen 
exercise thereof. cice legal. rechtmäßige Ausübung.zu be­

hindern. 

Article 4 

Workers' and employers' 
organisations shall not be liable 
to be dissolved or suspended 
by administrative authority. 

Artic1e5 

Article 4 

Les organisations de travail­
leurs et d'employeurs ne sont 
pas sujettes a dissolution ou a 
suspension par voie adminis­
trative. 

Article 5 

Workers' and employers'Les organisations de travail-
organisations shall have jthe leurs et d'employeurs ont le 
right to establish and join I droit de constituer des fede­
federations .. andconfederations I rations et des confederations 
and any such organisation, ainsi que celui de s'y affilier, et 
federation or .confederation toute organisation, federation 
shallhave the right to affiliate ou confederation a le droit de 
with international organisa- s'affilier a des organisations 
tions of workers and employers. internationales de travailleurs 

Article 6 

-The provisions of Articles 2, 
3 and 4 hereof apply to 
federations and confederations 
of workers' and employers' 
organisa tions. 

Article 7 

The acquisition of legal 
personality by workers' and 
employers' organisations, fede­
rations and confederations shall 
not be made subject to con­
ditions of such a character' as 
to restrict the application of 
the . prov:isions of Articles 2, 3 
and 4 hereof. 

Article 8 

J. lnexercising the rights 
providedfor in this Conven­
tion workers and employers 
and their respective organi­
sations, like other persons or 
organised collectivities, shall 
respect the law of the. land. 

2.The law of the land shall 
not be such as ·to impair, nor 
shall it ·.beso applied as to im­

:pair, the guarantees 'provided 
for in this Convention. 

et d'employeurs. 

Article 6 

Les dispositions des articles 2, 
3 et 4 ci-dessuss'appliquent aux 
federations et aux confede­
rations des organisations de tra­
vailleurs et d'employeurs. 

Article 7 

L'acquisition de la person­
nalite juridique par les organi­
sations de travailleurs et d'em­
ployeurs, leurs federations et 
confederations, ne peut pas 
.~tre subordonnee ades con­
ditions de nature a mettre en 
cause l'application des disposi­
tions des articles 2, 3 et 4 ci­
dessus. 

Article 8 

1. Dans l'exercice desdroits 
qui leur sont reconnus par la 
presente convention, les tra­
vailleurs, les employeurs et 
leurs organisations respectives 
sont tenus, a l'instar des autres 
personnes ou collectivites orga­
nisees, de respecter la Iegalite. 

i. La legislation nationale ne 
devra porter atteinte ni ~tre 
appliquee de manie re a porter 
atteinte aux garanties prevues 
par la pr es ente convention. 

Artikel 4 

Die Organisationen der -Ar­
beitnehmer und der Arbeit­
geber dürfen im Verwaltungs­
wege weder aufgelöst noch zeit­
weilig eingestellt werden. 

Artikel 5 

Die Organisationen der Ar­
beitnehmer und der Arbeit­
geber sind berechtigt, Verbände 
und Zentralverbände zu bilden 
und sich solchen anzuschließen. 
Die Organisationen, Verbände 
und Zentralverbände haben das 
Recht, sich internationalen Or­
ganisationen der Arbeitnehmer 
und der Arbeitgeber anzu­
schließen. 

Artikel 6 

Die Bestimmungen .der _-Ar­
tikel 2, 3 und 4- finden auf die 
Verbände und Zentralverbände 
von Organisationen der Arbeit­
nehmer und der Arbeitgeber 
Anwendung. 

Artikel 7 

Der Erwerb der Rechtsper­
sönlichkeit durch Organisatio-' 
nen der Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber, ihre Verbände und 
Zentralverbände q.arf nicht an 
Bedingungen geknüpft werden, 
die geeignet sind, die Anwen­
dung der Bestimmungen der 
Artikel 2, 3 und 4- zu beein­
trächtigen. 

Artikel 8 

1. Die Arbeitnehmer und. die 
Arbeitgeber und ihre Organi­
sationen haben sich gleich 
anderen Personen und organi­
sierten Gemeinschaften bei 
Ausübung der ihnen durch 
dieses übereinkommen zuer­
kannten Rechte an die Gesetze 
zu halten. 

2. Die in .diesem überein­
kommen vorgesehenen Rechte 
dürfen weder durch die Gesetz­
gebung noch durch die Art 

-ihrer Anwendung geschmälert 
·werden. 
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Article 9 

1. The extent to which the 
guarantees provided for in this 
C6nvention shall apply to the 
armed forces and the police 
shall be determined by national 
laws or regulations. 

2. In accordance with the 
principle set forth in para­
graph 8 of Article 19 of the 
Constitution of the Internatio­
nal Labour Organisation the 
ratification of this Convention 
by any Member shaII not be 
deemed to affec!: any existing 
law, award, custom or agree­
ment in virtue of which mem­
bers of the armed forces or 
the police enjoy any right 
guaranteed by this Convention. 

Article 10 

In this Convention the term 
"organisation" means any or­
ganisation of workers or of 
employers for furthering and 
defending the interests of wor­
kers or of employers. 

Part II. 

Article 9 

1. La mesure dans laquelle 
les garanties pn!vues par la 
presente convention s'appli­
queront aux forces ·armees et 
a la police sera determinee par 
la legislation nationale. 

2. Conformement aux prin­
cipes etablis par le paragraph 8 
de l'article 19 de la Constitu­
tion de 1'0rganisation inter­
nationale du Travail; la ratifi­
cation de cette convention par 
un Membre ne devra pas hre 
consideree comme affectant 
toute loi, toute sentence, toute 
coutume ou tout accord dejl 
existants qui accordent aux 
membres des forces armees et 
de la police des garanties pre­
vues par la presente conven­
tion. 

Article 10 

Dans la presente convention, 
le terme «organisation» signifie 
toute organisation de tra­
vailleurs ou d'employeurs ayant 
pour but de promouvoir et de 
defendre les interets des tra­
vailleurs ou des employeurs. 

Partie 11. 

Artikel 9 

1. Die Gesetzgebung be­
stimmt, inwieweit die in diesem 
übereinkommen vorgesehenen 
Rechte auf das Heer und die 
Polizei Anwendung finden. 

2. Die Ratifikation dieses 
übereinkommens . durch ein 
Mitglied läßt bereits bestehende 
Gesetze, Entscheidungen, Ge­
wohnheiten oder Verein­
barungen, die den Angehörigen 
des Heeres und der Polizei 
irgend welche in diesem über­
einkommen vorgesehene Rechte 
einräumen, gemäß dem Grund­
satz des Artikels 19, Absatz 8, 
der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation un­
berührt. 

Artikel 10 

In diesem übereinkommen 
bezeichnet der Ausdruck "Or­
ganisation" jede Organisation 
von Arbeitnehmern oder von 
Arbeitgebern, welche die För­
derung und den Schutz der 
Interessen der Arbeitnehmer 
oder der Arbeitgeber zum Ziele 
hat. 

Teil H. 
Protection of the Right to Proteetion du droit syndical Schutz des Vereinigungsrechtes 

Organise 
Article 11 

Each Member of the Inter­
national Labour Organisation 
for which this Convention is 
in force undertakes to take aII 
necessary and appropriate mea­
sures to ensure that workers 
and employers may exercise 
freely the right to org~nise. 

Part 111. 
Miscellaneous Provisions 

Article 12 

1. In respect of the terri­
tori es referred to in Article 35 
of the Constitution of the 
International Labour Organi­
sation as amended by the Con­
stitution of the International 
Labour Organisation Instru-

Article 11 

Tout Membre de l'Organi­
sation internationale du Tra­
vail pour lequel la presente 
convention est en vigueur 
s'engage a prendz:e toutes 
mesures necessaires et appro­
priees en vue d'assurer aux 
travailleurs et aux employeurs 
Ie libre exerClce du droit 
syndical. 

Partie III. 
Mesures diverses 

Article 12 

1. En ce qui concerne les 
territoires mentionnes par 
l'article 35 de la Constitution 
de I'Organisation internationale 
du TravaiI teIle qu'eIIe a ete 
amendee par l'Instrument 
d'amendement a la Constitu-

Artikel 11 . 

Jedes Mitglied der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation, 
für das dieses übereinkommen 
in Kraft ist, verpflichtet sich, 
alle erforderlichen und geeig­
neten Maßna.hmen zu treffen, 
um den Arbeitnehmern und 
den· Arbeitgebern die freie Aus­
übung des Vereinigungsrechtes 
zu gewährleisten. 

Teil IU. 
Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 12 

1. Für die in Artikel 35 der 
Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation in der 
Fassung der Abänderungs­
urkunde von 1946 bezeichneten 
Gebiete, mit Ausnahme der 
Gebiete nach Abs. 4 und 5 des 
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ment of Amendment, 1946, 
other than the territories 
referred to in paragraphs 4 and 
5 of the said Article as so 
amended, each Member of the 
Organisation which ratifies this 
Convention shall communicate 
to the Director-Gener~l of the 
International Labour Office 
with or as soon as possible 
after its ratification a declara­
tion stating-

(a) the ten'itories in respect of 
which it undertakes that 
the provisions of the Con­
vention shall be applied 
without modification; 

(b) the territories in respect of 
which it undertakes that 
the provisions of the Con­
vention shall be applied 
subject to modifications, 
together with details of 
the said modifications; 

(c) the territories in respect of 
which the Convention is 
inapplicable and in such 
cases the grounds on which 
it is inapplicable; 

(d) the territories in respect of 
which it reserves its de­
cIsIon. 

2. The undertakings referred 
to in subparagraphs (a) and (b) 
of paragraph 1 of this Article 
shall be deemed to· be an inte­
gral part of the ratification and 
shallhave the force of rati­
fication. 

3. Any Member may at any 
time by a sub se quent declara­
tion cancel in whole or in part 
any reservations made in its 
original declaration in virtue 
of subparagraphs (b), (c) or (d) 
of paragraph 1 of this Article. 

4. Any Member may, at any 
time at wh ich this Convention 
is subject to denunciation in 
accordance with the provisions 
of Article i6, communicate to 
the Director-General a declara­
tion modifying in any other 
respect the terms of any former 
declaration and stating the 
present position in respect of 
such territories as it may 
specify. 

tion de l'Organisation inter­
natipnale du Travail, 1946, a 
l'exclusion des territoires vises 
par les paragraphes 4 et 5 dudit 
article ainsi amende, tout 
Membre de l'Organisation qui 
ratifie la presente convention 
doit communiquer au Direc­
teur general du Bureau inter­
national du Travail, en m~me 
temps que sa ratification, ou 
dans le plus bref delai possible 
apres sa ratification, une 
declaration faisant connal'tre: 

a) les territoires pour les­
quels il s'engage a ce que 
les dispositions de la con­
vention soient appliquees 
sans modification; 

b) les terri toires pour les­
quels il s'engage a ce que 
les dispositions de la con­
vention soient appliquces 
avec des modifications, et 
en quoi consistent lesdites 
modifica tions; 

c) les territoires auxquels la 
convention est inapplicable 
et, dans ces cas, les raisons 
pour lesquelles elle est 
inapplicable; 

d) les territoires pour les­
quels il reserve sa decision. 

2. Les engagements men­
tionnes aux alineas a) et b) du 
premier paragraphe du present 
article seront reputes parties 
integrantes de la ratification et 
porteront des effets identiques. 

3. Tout Membre pourra re­
noncer par une nouvelle de­
claration atout ou partie des 
reserves contenues dans sa de­
claration anterieure en vertu 
des alineas b), c) et d) du para­
graphe 1 du present article. 

4. Tout Membre pourra, pen­
dant les periodes au cours des­
quelles la presente convention 
peut hre denoncee conforme­
ment aux dispositions de l'ar­
ticle 16, communiquer au 
Directeur general une nouvelle 
declaration modifiant atout 
autre egard les termes de toute 
declaration anterieure et faisant 
connal'tre la situation dans des 
territoires determines. 

7 

genannten Artikels in seiner 
neuen Fassung, hat jedes Mit­
glied der Organisation, das 
dieses übereinkommen ratifi­
ziert, dem Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
mit seiner Ratifikation oder so 
bald wie möglich nach der 
Ratifikation eine Erklärung zu 
übermitteln, welche die Gebiete 
bekanntgibt, 

a) für die es die Verpflichtung 
zur unveränderten Durch­
führung des übereinkom­
mens überniinmt, 

b) für die es die Verpflichtung 
zur Durchführung der Be­
stimmungen des überein-
kommens mit Ab-
weichungen übernimmt, 
unter Angabe der Einzel­
heiten dieser Abweichung, 

c) in denen das übereinkom­
men nicht durchgeführt 
werden kann, und in 
diesem Falle die Gründe 
dafür, 

d) für die es sich die Ent­
scheidung vorbehält. 

2. Die Verpflichtungen nach 
Absatz 1, a und b, dieses 
Artikels gelten als wesentlicher 
Bestandteil der Ratifikation 
und haben die Wirkung einer 
solchen. 

3. Jed~s Mitglied kann die in 
der ursprünglichen Erklärung 
nach Absatz 1, b, c und d, 
dieses Artikels mitgeteilte Vor­
behalte jederzeit durch eine 
spätere Erklärung ganz oder 
teilweise zurückziehen. 

4. Jedes Mitglied kann dem 
Generaldirektor zu jedem Zeit­
punkt, in dem das überein­
kommen nach Artikel 16 ge­
kündigt werden ~ann, eine 
Erklärung übermitteln, durch 
die der Inhalt jeder früheren 
Erklärung in sonstiger Weise 
abgeändert und die in dem 
betreffenden Zeitpunkt in be­
stimmten Gebieten bestehende 
Lage angegeben wird. 
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Article 13 
1. Where the subject matter 

of this Convention is within 
the self-governing powers of 
any non-metropolitan terri­
tory, the Member responsible 
for the international relations 
of that territory may, in agree­
ment with the government of 
the territory, communicate to 
the Director-General of the In­
ternational Labour Office a de­
claration accepting on behalf of 
the territory the obligations of 
this Convention. 

2. A declaratiön accepting 
the obligations of this Con­
vention may be communicated 
to the Director-General of the 
International Labour Office-'-

Ca) by two or more Members 
of the Organisation in re­
spect of any territory 
which is under their joint 
authority; or 

(b) by any international au­
thority responsible for the 
administration of any ter­
ritory, in virtue of the 
Charter of the United 
Nations or otherwise, in 
respect of any such terri­
tory. 

3. Declarations communicated 
to the Director-General of ·the 
International Labour Office in 
accordance with the preceding 
paragraphs of this Article shall 
indicate whether the provisions 
of the Convention will be 
applied in the territory con­
cerned without modification or 
subject to modifications; when 
the declaration indicates that 
the provisions of the Conven­
tion will be applied subject to 
modifications it shaH give de~ 
tails of the said modifications. 

4. The Member, Members or 
international authority con­
cerned may at any time by a 
subsequent declaration re­
nounce in whole or in part the 
right to have re course to any 

ArticleJ3 
1. Lorsque les questions trai­

tees par lapresente 'convention 
entrent dans lecadre de la 
competence propre des autori­
tes d'un territoire' non metro­
politain, le Membre responsable 
des relations internationales de 
ce territoire, en ac cord avec le 
gouvernement dudit territoire, 
pourra communiquer au Direc­
teur general du Bureau inter­
national du Travail une decla­
ration d'acceptation, au nom 
de ce territoire, des obligations 
de la presente convention. 

2. Une declaration d'accep­
tation des obligations de la 
presente convention peutetre 
communiqueeau Directeur 
general du Bureau international 
du Travail: 

a) par deux ou plusieurs 
Membres de I'Organisation 
pour un territoire place 
sous leur autorite con­
jointe; 

. b) par toute autorite inter­
nationale responsable de 
l'administrationd'un terri­
tQire en vertu des disposi­
tions de la Charte des 
Nations Unies ou de toute 
aUtre disposition en Vl­

gueur, a l'egardde ce ter­
ritoire. 

3. Les declarations .commu­
niqueesau Directeur general 
du Bureau international du 
Travail conformementaux dis­
positions des paragraphes pre­
cedents du present article doi­
vent indiquer si les dispositions 
de la convention seront appli­
queesdans le territoire avec ou 
sans modifica~ion; lorsque la 
declaration indique queles dis­
positions de la convention 
s'appliquent sous reserve de 
modifications, elle doit specifier 
en quoi consistent lesdites modi­
fications. 

4. Le.Membre 'QU JesMem­
bres . ou l'autorite internatio­
nale interesses pourront re­
noncer entierement ou parti­
eHement par une declaration 
ulterieure au droit d'invoquer 

-Artikel 13 

1. Fällt der Gegenstand dieses 
übereinkommens unter die 
Selbstregierungsbefugnisse eines 
außerhalb des Mutterlandes ge­
legenen Gebietes, so kann das 
für die internationalen Be­
ziehungen dieses Gebietes ver­
antwortliche Mitglied im Be­
nehmen mit dessen Regierung 
dem Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
eine Erklärung übermitteln, 
durch die es die Verpflichtungen 
aus diesem übereinkommen im 
Namen des betreffenden Ge­
bietes übernimmt. 

2. Eine Erklärung, betreffend 
die übernahme der Verpflich­
tungen aus diesem überein­
kommen, kann dem General­
direktor des Internationalen Ar­
beitsamtes übermittelt werden 

a) von zwei oder mehr Mit­
gliedern der Organisation 
für ein ihnen gemeinsam 
unterstelltes Gebiet, 

b) von jeder nach der Charte 
der Vereinigten Nationen 
oder auf Grund einer an­
deren Bestimmung für die 
Verwaltung eines Gebietes 
verantwortlichen inter­
nationalenBehörde, und 
zwar für das betreffende' 
Gebiet. 

3. In den dem Generaldirek­
-tor des Internationalen . Ar­
beitsamtes nach den vorstehen­
den Absätzen dieses Artikels 
übermittelten Erklärungen ist 
anzugeben, ob das überein­
kommen in dem betreffenden 
Gebiete mit oder ohne Ab­
weichungen durchgeführt wird; 
teilt die Erklärung mit, daß die 
Durchführung des überein­
kommens mit Abweichungen 
erfolgt, so sind die Einzelheiten 
dieser Abweichungen anzugeben. 

4. Das beteiligte Mitglied, 
die beteiligten Mitglieder oder 
die beteiligte internationale 
Behörde können jederzeit durch 
eine spätere Erklärung auf das 
Recht der Inanspruchnahme 
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modification indicated 10 

former declaration. 
anyune modification indiquee dans' 

une declaration anterieure. 

5. The Member, Members or 
international aJlthority con-

• cerned may, at any time at 
which this Convention is sub­
ject to denunciation in accor-­
dance with the provisions of 
Article 16, communicate to the 
Director-General of the Inter­
national Labour Office a decla~ 
ration modifying in any other 
respect the terms of any former 
declaration and stating the pre­
sent position in respect of the 
application of the Convention. 

Part IV. 
Final Provisions 

Article 14 

The formal ratifications of 
this Convention shall be com­
municated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 

Article 15 

1. This Convention shall be 
binding only upon those Mem­
bers of the International La­
bour Organisation whose rati­
fications have been registered 
with the Director-General. 

2: It shall come into force 
twe1ve months after the date on 
which the ratifications of two 
Members have been registered 
with the Director-General. 

3. Thereafter; this. Conven­
ti on shall .come into force for 
any Member twelve months 
after the date on wh ich its rati­
fication has' been registered. 

Article 16 

1. A Memberwhich has rati~ 
fied this Convention may de­
nounce it after the expiration 
of ten' years from the date on 
wh ich the Convention first 
comes into force, by an act 
communicated to the Director-

5. Le Membre ou les Mem­
bres ou l'autorite internatio­
nale interesses pourront, pen­
dant les periodes au cours des~ 
quelles la convention peut &tre 
denoncee conformement aux 
dispositions de l'article 16, 

. communiquer au' Directeur 
general du Bureau international 
du Travail une nouvelle declara­
tion modifiant atout autre 
egard les termes de' toute de­
claration anterieure "et faisant 
connaitre· la situation en ce qui 
concerne l'application de. cette 
convention. 

Par,tie IV. 
Dispositions finales· 

Article14 

Les ratifications formelles de 
la presente convention seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui en­
registrees. 

Article 15 

1. La presente convention ne 
liera que les Membres de l'Or~ 
ganisation' internationale du 
Travail dont la ratification 
aura ete enregistree' par le 
Directeur general. 

2. Elle entrera en vigueur 
douze mois apres que les rati­
fications de deux Membres 
auront ete enregistrees par le 
Directeur general. 

3. Par la' suite, cette conven­
don entrera en vigueur pour 
chaq\le Membre douze mois, 
apres .la date oa sa ratification 
aura ete enregistree. 

Article 16 

1. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention peut la 
denoncer a l'expiration d'une 
periode de' dix annees apres la 
date de la mise en vigueur 
initiale de la convention, par 
un acte communique aU Direc-

9 

. jeder in emer früher~n Er­
: klärung mitgeteilten Ab­
: weichung ganz oder teilweise 
; verzichten. 

5. Das beteiligte Mitglied, die 
: beteiligten Mitglieder oder die 
. beteiligte internationale Be­
hörde können dem General­
direktor zu jedem Zeitpunkt, 
in dem dieses übereinkommen 
gemäß Artikel 16 gekündigt 
werden kann, eine Erklärung 
übermitteln, durch die der In­
halt jeder früheren Erklärung 
in sonstiger Weise abgeändert 
und die in dem betreffenden 
Zeitpunkt bestehende Lage 
in bezug auf die Durchführung 
dieses übereinkommens an­
gegeben wird. 

Tell IV. 
Schlußbestimmungen 

Artikel 14 

Die förmlichen Ratifikationen 
dieses übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 15 

1. Dieses übereinkommen 
bindet nur diejenigen Mit­
glieder der Internationalen 
Arbeitsorganisation, deren Ra­
tifikation durch den General­
direktor eingetragen ist; 

2. Es tritt in Kraft zwölf 
Monate, nachdem die Ratifi­
kationen zweier Mitglieder 
durch den Generaldirektor ein­
getragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses 
übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der 
Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft. 

Artikel 16. 

1. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von zehn 
Jahren, gerechnet von dem 
Tag, an dem es zum erstenmal 
in Kraft getreten ist, durch An­
zeige an den Generaldirektor 
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General of the International 
Labour Office for registration. 
Such denunciation shall not 
take effect until one. year after 
the date on which it IS 

registered. 

2. Each Member which has 
ratified this Convention and 
which does not, within the year 
following the expiration of the 
period of ten years mentioned 
in the preceding paragraph, 
exercise the right of denuncia­
tion provided for in this Ar­
ticle, will be bound for another 
period of ten years and, there­
after, may denounce this Con­
vention at the expiration of 
each period of ten years under 
the terms provided for in this 
Article. 

Article 17 

1. The Director-General of 
the International Labour Office 
shall notify all Members of the 
International Labour Organi­
sation of the registrationof all 
ratifications, declarations and 
denunciations communicated to 
hirn by the Members of the 
Organisation. 

2. When notifying the Mem­
bers of theOrganisation of the 
registration of the second rati­
fication communicated to hirn, 
the Director-General shall 
draw the attention of the 
Members of the Organisation 
to the date upon which the 
Convention will come into 
force. 

Article 18 

The Director-General of the 
International Labour Office 
shall communicate to the Secre­
tary-General of the Uni ted 
Nations for registration in 
accordance with Article 102 of 
the Charter of the United 
Nations full particulars of all 
ratifications, declarations and 
acts of denunciation registered 
by hirn in accordance with the 
provlSlons of the preceding 
Articles. 

teur general du Bureau inter­
national du Travail et par lui 
enregistre. La denonciation ne 
prendra effet qu'une annee 
apres avoir ete enregistree. 

2. Tout Membre ayant ratifie 
la presente conventio'n qui, 
dans le delai d'une annee apd!s 
l'expiration de la periode de 
dix annees mentionnee au para­
graphe precedent, ne fera pas 
usage de la faculte de denon­
ciation prevue par le present 
article sera lie pour une' nou­
velle periode de dix annees et, 
par la suite, pourra denoncer 
la presente convention a l'ex­
piration de chaque periode de 
dix annees dans les conditions 
prevues au present article. 

Article -17 

1. Le Directeur general du 
Bureau international du Tra~ 
vail notifiera a tous les Mem­
bres de l'Organisation inter­
nationale du Travail l'en­
registrement de toutes les ratifi­
cations, declarations et denon­
ciations qui lui sero nt commu­
niquees par les Membres de 
l'Organisation. 

2. En notifiant aux Membres 
de l'Organisation l'enregistre­
ment de la deuxieme ratification 
qui lui aura ete communiquee, 
le Directeur general appellera 
l'attention des Membres de 
.l'Organisation sur la date a 
laquelle la presente convention 
entre ra en vigueur. 

Article 18 

Le Directeur general du 
Bureau international du Tra­
vail communiquera au Secre­
taire general des Nations Unies 
aux fins d'enregistrement, con­
formement a l'article 102 de la 
Charte des Nations Unies, des 
renseignements complets au 
sujet de toutes ratifications, de 
toutes decIarations et de tous 
actes de denonciation qu~il aura 
enregistres conformement aux 
articles precedents. 

des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündi­
gung wird von diesem einge­
tragen. Ihre Wirkung tritt erst 
ein Jahr nach der Eintragung 
em. 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des im vorigen. Absatze 
genannten Zeitraumes von zehn 
Jahren von dem in diesem 
Artikel vorgesehenen Kündi­
gungsrecht keinen Gebrauch 
macht, bleibt für einen weite­
ren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es 
dieses übereinkommen jeweils 
nach Ablauf eines Zeitraumes 
von zehn Jahren nach Maßgabe 
dieses Artikels kündigen. 

Artikel 17 

1. Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der 
Internationalen Arbeitsorgani­
sation Kenntnis von der Ein­
tragung aller Ratifikationen, 
Erklärungen und Kün­
digungen, die ihm von den 
Mitgliedern der Organisation 
mitgeteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird 
die Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Ein­
tragung der zweiten Ratifi­
kation, die ihm mitgeteilt 
wird, Kenntnis gibt, auf den 
Zeitpunkt aufmerksam machen, 
in dem dieses übereinkommen 
in Kraft tritt. 

Artikel 18 

Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
übermittelt dem General­
sekretär d~r Vereinigten Na­
tionen zwecks Eintragung nach 
Artikel 102 der Charte der 
Vereinigten Nationen voll­
ständige Auskünfte über alle 
von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel einge­
tragenen Ratifikationen, Er­
klärungen und Kündigungen. 
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Article 19 I 
At the expiration of each 

period of ten years after the 
coming into force of this Con­
vention, the Governing Body 
of the International Labour 
Office shall present to the 
General Conference areport on 
the working of this Conven­
tion and shall consider the de­
sirability of placing on the 
agenda of the Conference the 
question of its revision 111 

w hole or in part. 

Article 20 

1. Should the Conference 
adopt a new Convention revis­
ing this Convention in whole 
or in part, then, unless the 

. new Convention otherwise 
provides, 

(a) the ratification by a Mem­
ber of the new revising 
Convention shall ipso jure 
involve the immediate de­
nunciation of this Con­
vention, notwithstanding 
the provisions of Article 16 
above, if and when the 
new revising Convention 
shall have come into force; 

(b) as from the date when the 
new. revising Convention 
comes into force this 
Convention shäll cease to 
be open to ratification by 
the Members. 

2. This Convention shall in 
any case remain in force in its 
actual form and content for 
those Members which have 
ratified it but have not ratified 
the revising Convention. 

Article 21 

The English and French ver­
sions of the text of this Con­
vention are equally author­
itative. 

Article 19 

A l'expiration de chaque 
periode de dix annees a 
compter de l'entree en vigueur 
de la presente convention, le 
Conseil d'administration du 
Bureau international du Tra­
vail devra presenter a la Con­
ference generale un rapport sur 
l'application de la presente 
convention et decidera s'il y a 
lieu d'inscrire a l'ordre du jour 
de la Conference la question 
de sa revision totale ou par­
tielle. 

Article 20 

1. Au cas ou la Conference 
adopterait une nouvelle con­
vention portant revision totale 
ou partielle de la presente con­
vention, et a mo ins que la nou­
velle convention ne dispose 
autrement: 

a) la ratification par un Mem­
bre de la nouvelle conven­
tion portant revision en­
trainerait de plein droit, 
nonobstant l'article 16 ci-
dessus, 
mediate 

denonciation lm­
de la presente 

convention, sous reserve 
que la nouvelle conven­
tion portant revision soit 
entree en vigueur; 

b) a partir de la date de 
l'entree en vigueur de la 
nouvelle convention por­
tant revision, la presente 
convention cesserait d'&tre 
ouverte a la ratification des 
Membres. 

2 .. La presente convention 
demeurerait en tout cas en 
vigueur dans sa forme et teneur 
pour les Membres qui l'auraient 
ratifiee et qui ne ratifieraient 
pas la 'convention portant revi­
SlOn. 

Article 21 

Les vers ions fran~aise et an­
glaise du texte de la presente 
convention font .egalement foi. 

11 

Artikel 19 

Der Verwaltungsrat des 
Internationalen Arbeitsamtes 
hat I\ach Inkrafttreten diese, 
übereinkommens jeweils bei 
Ablauf eines. Zeitraumes von 
zehn Jahren der Allgemeinen 
Konferenz einen Bericht über 
die Durchführung dieses über­
einkommens zu erstatten und 
darüber zu entscheiden, ob die 
Frage seiner gänzlichen oder 
teil weisen Abänderung auf die 
Tagesordnung der Konferenz 
gesetzt werden soll. 

Artikel. 20 

1. Nimmt die Konferenz ein 
neues übereinkommen an, 
welches das vorliegende über­
einkommen ganz oder teilweise 
abändert, und sieht das neue 
übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestim­
mungen: 

a) Die Ratifikation des neu­
gefaßten übereinkommens 
durch ein Mitglied schließt 
ohneweiters die sofortige 
Kündigung des vorliegen­
den übereinkommens in 
sich, ohne Rücksicht auf 
Artikel 16; Voraussetzung 
ist dabei, daß das neu­
gefaßte übereinkommen 
in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkte des In­
krafttretens des neuge­
faßten 'übereinkommens 
an kann das vorliegende 
übereinkommen von den 
Mitj~liedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vor­
liegende überein.kommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in 
Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neuge­
faßte übereinkommen ratifi­
ziert haben. 

Artikel 21 

Der französisdle und der 
englische Wortlaut dieses über­
einkommens sind in' gleicher 
Weise maßgebend. 
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